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bereits zu Beginn der Maßnahme absehbar ist, dass 
eine richterliche Entscheidung erst nach Wegfall des 
Grundes der Maßnahme oder nach der tatsächlichen 
Beendigung der Maßnahme ergehen wird und auch 
keine Wiederholung der Maßnahme zu erwarten ist. 
Zum anderen wird konkretisiert, dass die Anordnung 
einer Fixierung wegen Fremdgefährdung nur bei Ge-
fahr für Leib und Leben des anderen infrage kommt. 

Der Änderungsantrag enthielt auch eine Anpassung 
an die anderen gerichtsverfahrensrechtlichen Rege-
lungen zur Anordnung von Fixierungen. Es soll auch 
für Fixierungen im Abschiebungshaftvollzug auf die 
konkreten Bestimmungen des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit verwiesen wer-
den.  

Damit wird die Rechtsanwendung erleichtert und ein 
Gleichlauf mit den verfahrensrechtlichen Reglungen 
im Straf- und Maßregelvollzug zur Anordnung von Fi-
xierungen sichergestellt. 

Daher begrüße ich die Beschlussempfehlung des In-
tegrationsausschusses, in der der Änderungsantrag 
der Fraktionen von CDU und FDP und damit die An-
regung aus der Anhörung aufgegangen sind. Dies 
wird zu einer einheitlichen Rechtsanwendung bei Fi-
xierungen beitragen. 

Für die Forderungen des Änderungsantrags von 
SPD und Grünen gibt es jedoch keine fachliche oder 
rechtliche Notwendigkeit. Der Antrag verkennt, dass 
in der Psychiatrie, aus deren Regeln Sie sich für die-
sen Antrag bedient haben, psychisch kranke Perso-
nen untergebracht sind, die regelmäßig einen höhe-
ren medizinischen Betreuungsaufwand benötigen.  

Sollte dieser im Einzelfall auch für Abschiebehäft-
linge notwendig sein, so ist dies über die im Gesetz 
vorgesehene medizinische Überwachung bereits ge-
währleistet, die sich selbstverständlich nach dem Be-
darf des Einzelfalles richtet. 

Bei Gefahr im Verzug kann nicht auf einen Dolmet-
scher gewartet werden. Für die rechtliche Belehrung 
muss ein Dolmetscher jedoch auch ohne Ihre Ände-
rung hinzugezogen werden, wenn die Belehrung an-
dernfalls nicht verstanden wird. Ihr Änderungsantrag 
kann das Gesetz somit aus unserer Sicht nicht ver-
bessern. 

Meine Damen und Herren, Fixierungen sind im Ab-
schiebungshaftvollzug nur selten notwendig, aber sie 
lassen sich – das zeigt die Praxis – in Einzelfällen 
nicht vermeiden, um einen Betroffenen vorüberge-
hend vor sich selbst schützen zu können. Verfas-
sungskonform regelt der Gesetzentwurf Vorausset-
zungen, Grenzen und Verfahren für diese Maßnah-
men. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Stamp. – Weitere Redebeiträge sind nicht ange-
meldet. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen 
erstens über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Druck-
sache 17/6839 ab. Wer stimmt dem Änderungsan-
trag hier im Hohen Hause zu? – SPD und Grüne so-
wie die AfD-Fraktion.  

(Michael Hübner [SPD]: Die klare Mehrheit!) 

– Nicht so schnell!  

Wer stimmt dagegen? – CDU und FDP. Gibt es Ent-
haltungen? – Keine Enthaltungen. Wenn ich richtig 
gezählt habe, reicht es für eine Mehrheit gegen den 
Änderungsantrag, die von hier oben einhellig festge-
stellt ist. Damit ist der Änderungsantrag Drucksa-
che 17/6839 abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens über die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 17/6794 – Neudruck – zum Gesetz-
entwurf Drucksache 17/5976 ab. Der Integrations-
ausschuss empfiehlt in Drucksache 17/6794 – Neu-
druck –, den Gesetzentwurf Drucksache 17/5976 in 
der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. Wir 
kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung Drucksache 17/6794 und nicht über den Ge-
setzentwurf. Wer stimmt der Beschlussempfehlung 
zu? – CDU und FDP. Wer stimmt gegen die Be-
schlussempfehlung? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Bei Enthaltung von SPD, Grünen und AfD und Zu-
stimmung der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP ist die Beschlussempfehlung Drucksache 
17/6794 – Neudruck – einstimmig angenommen 
und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung in der 
Fassung der Beschlüsse des Ausschusses ver-
abschiedet. 

Ich rufe auf: 

16 Gesetz zur Änderung des Präimplantationsdi-
agnostikgesetzes Nordrhein-Westfalen und 
des Gesetzes über den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/6682 

erste Lesung 

Herr Minister Laumann hat seine Rede zur Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs zu Protokoll (s. Anlage 1) 
gegeben.  

Wir kommen also unmittelbar zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 17/6682 an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales – federfüh-
rend –, den Ausschuss für Gleichstellung und 
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Frauen, den Ausschuss für Familie, Kinder und 
Jugend sowie an den Rechtsausschuss. Wer 
stimmt der Überweisung zu? – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? Beides ist nicht der Fall. Da-
mit ist die Überweisung einstimmig erfolgt. 

Ich rufe auf: 

17 Haushaltsrechnung des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Rechnungsjahr 2016 

Unterrichtung 
durch den Präsidenten 
auf Erteilung der Entlastung 
nach § 114 LHO 
Drucksache 17/3572 

In Verbindung mit: 

Jahresbericht 2018 des Landesrechnungshofs 
Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der 
Prüfungen im Geschäftsjahr 2017 

Unterrichtung 
durch den Landesrechnungshof 
Drucksache 17/3600 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Haushaltskontrolle 
Drucksache 17/6795 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen also direkt zur Abstimmung. Über die 
beiden Nummern der Beschlussempfehlung ist ge-
trennt abzustimmen. Wir stimmen also erstens über 
die Empfehlung des Ausschusses für Haushaltskon-
trolle Nummer 1 in Drucksache 17/6795 ab, die vom 
Ausschuss für Haushaltskontrolle festgestellten 
Sachverhalte, die Beschlüsse über einzuleitende 
Maßnahmen und die dafür gesetzten Termine sowie 
die ausgesprochenen Missbilligungen gemäß § 114 
der Landeshaushaltsordnung zu bestätigen. Wer be-
stätigt mit? – Gibt es jemanden, der nicht bestätigen 
will? – Oder gibt es eine Enthaltung? – Das ist nicht 
zu sehen. Damit ist die Empfehlung Nummer 1 in 
Drucksache 17/6795 einstimmig angenommen und 
entsprechend bestätigt. 

Zweitens. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle 
empfiehlt in Nummer 2 in Drucksache 17/6795, der 
Landesregierung für die Landeshaushaltsrechnung 
2016 – Drucksache 17/3572 – im Zusammenhang 
mit dem Jahresbericht 2018 des Landesrechnungs-
hofs über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäfts-
jahr 2017 – Drucksache 17/3600 – gemäß § 114 der 
Landeshaushaltsordnung in Verbindung mit Art. 86 
der Landesverfassung Entlastung zu erteilen. Wer 
stimmt dem so zu? – Gibt es dazu Gegenstimmen im 
Hohen Haus? – Gibt es Enthaltungen? – Beides ist 

nicht der Fall. Damit ist die Empfehlung Nummer 2 
in Drucksache 17/6795 angenommen und der Lan-
desregierung gemäß § 114 der Landeshaushalts-
ordnung in Verbindung mit Art. 86 der Landesverfas-
sung Entlastung erteilt.  

Ich rufe auf: 

18 Prüfung der Rechnung des Landesrechnungs-
hofs (Einzelplan 13) gemäß § 101 LHO für die 
Haushaltsjahre 2016 und 2017 

Vorlage 17/2237 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Haushaltskontrolle 
Drucksache 17/6810 

Eine weitere Beratung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit auch hier unmittelbar zur Abstim-
mung. Der Ausschuss für Haushaltskontrolle emp-
fiehlt in Drucksache 17/6810, für die Rechnung des 
Landesrechnungshofs (Einzelplan 13) der Haus-
haltsjahre 2016 und 2017 gemäß § 101 LHO die Ent-
lastung zu erteilen. Wer stimmt dem zu? – Gibt es 
Gegenstimmen? – Gibt es Enthaltungen? – Beides 
ist nicht der Fall. Dann ist diese Empfehlung Druck-
sache 17/6810 angenommen und gemäß § 101 
LHO die Entlastung erteilt. 

Ich rufe auf: 

19 Wahl der Mitglieder des Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses IV  

In Verbindung mit:  

Wahl des Vorsitzes sowie des stellvertreten-
den Vorsitzes des Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses IV  

Wahlvorschlag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/6834  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 17/6836  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/6837  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 17/6842 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/6843 
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Anlage 1 

Zu TOP 16 – „Gesetz zur Änderung des Präimplan-
tationsdiagnostikgesetzes Nordrhein-Westfalen 
und des Gesetzes über den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen“ – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Ich freue mich, dem Landtag Nordrhein-Westfalen 
heute den Regierungsentwurf des Gesetzes über 
das Gesetz zur Änderung des Präimplantationsdi-
agnostikgesetzes Nordrhein-Westfalen und des 
Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheits-
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen vorlegen 
zu können.  

Änderung des Präimplantationsdiagnostikgeset-
zes Nordrhein-Westfalen 

Das Gesetz über die Zulassung von Zentren und 
über die Einrichtung der Ethikkommission für 
Präimplantationsdiagnostik in Nordrhein-Westfa-
len – kurz PIDG NRW – vom 4. Juli 2014 setzt die 
nach der Präimplantationsdiagnostikverordnung 
des Bundes erforderlichen Regelungen um. 

Mit Ablauf des 31. Dezember 2019 tritt das PIDG 
NRW außer Kraft.  

Der vorliegende Entwurf entfristet das PIDG NRW 
und führt eine Berichtspflicht über die Arbeit der 
Präimplantationsdiagnostik-Kommission an das 
für Gesundheit zuständige Ministerium ein. 

Weitere Änderungen des PIDG NRW sind nicht 
vorgesehen. 

Es soll auch weiterhin nur ein Zentrum für Präim-
plantationsdiagnostik in Nordrhein-Westfalen zu-
gelassen werden. Damit wird dem ausdrücklichen 
Wunsch des damaligen Landtags bei Einführung 
des PIDG NRW im Jahr 2014 Rechnung getra-
gen. 

Andere Änderungsvorschläge, die im Rahmen der 
Verbändeanhörung an die Landesregierung her-
angetragen wurden, liegen außerhalb der Rege-
lungskompetenz des Landes Nordrhein-Westfa-
len und wurden daher nicht berücksichtigt. 

Änderung des Gesetzes über den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-West-
falen 

§ 30 Abs. 2 Infektionsschutzgesetz – kurz IfSG – 
verpflichtet die Länder, Unterbringungsmöglich-
keiten für behandlungsunwillige Patientinnen und 
Patienten mit einer offenen Tuberkulose vorzuhal-
ten. 

Behandlungsunwillige Männer werden bundes-
weit zurzeit noch im Bezirkskrankenhaus Pars-
berg in Bayern abgesondert.  

Der Bedarf an Behandlungskapazitäten für thera-
pieuneinsichtige Patienten steigt bundesweit. 
Deshalb suchen wir aktuell nach weiteren Unter-
bringungsmöglichkeiten – in Nordrhein-Westfalen 
und auch darüber hinaus. 

Um in einem Krankenhaus in Nordrhein-Westfa-
len behandlungsunwillige Tuberkulosepatientin-
nen und -patienten zur Erfüllung des Landesauf-
trags unterbringen zu können, muss der Kranken-
hausträger ermächtigt werden. 

Die vorliegende Änderung des Gesetzes über den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nord-
rhein-Westfalen – kurz ÖGDG – schafft eine Be-
leihungsermächtigung zur Übertragung der Auf-
gaben, die aus § 30 IfSG folgen, auf einen Kran-
kenhausträger. Von der Aufgabenübertragung 
ausgenommen ist nur die Absonderung selbst. 

Mit der Entfristung des PIDG NRW wird eine dau-
erhafte gesetzliche Regelung geschaffen, die die 
Zulassung von Zentren und die Einrichtung der 
Ethikkommission regelt. Dies ist erforderlich, da 
eine gleichbleibende Nachfrage zu erwarten ist.  

Die Änderung des ÖGDG ist notwendig, um das 
für Gesundheit zuständige Ministerium zu er-
mächtigen, Krankenhäusern die Aufgaben zur Un-
terbringung und Behandlung therapieuneinsichti-
ger Tuberkulosepatienten zu übertragen. 
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